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B. Ministerium für Inneres und Sport

Durchführung des NFAG1);
Steuerverbundabrechnung 2018

Bek. d. MI v. 22. 3. 2019 — 33.22-10463 —

— Im Einvernehmen mit dem MF —

(1) Im Haushaltsjahr 2018 betrugen die Steuerverbundeinnahmen:

1) In der Fassung vom 14. 9. 2007 (Nds. GVBl. S. 466), zuletzt geändert.
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18. 12. 2018 (Nds. GVBl. S. 317;
2019 S. 63).

2) Nachrichtlich: EUR
Das dem Land für die in § 1 Abs. 1 Satz 2
Nr. 7 NFAG in der bis zum 31. 12. 2018
geltenden Fassung bezeichneten Aufgaben
zustehende und den dort genannten Betrag
über- (+) oder unterschreitende (-)
Aufkommen an der Umsatzsteuer beträgt + 159 755 991,50.
Im Abzugsbetrag ist daher gemäß
§ 24 Abs. 3 NFAG nachstehende Verringerung
der Zuweisungsmasse bereits enthalten 24 762 178,68.
Ebenfalls enthalten ist der aus der Schluss-
abrechnung des für 2016 anzuwendenden
§ 1 Abs. 1 Satz 2 Nr. 5 NFAG in der bis zum
31. 12. 2018 geltenden Fassung ermittelte Betrag
in Höhe von 79 446,49.

(2) An die Gemeinden, Samtgemeinden, Landkreise und die
Region Hannover sind im Haushaltsjahr 2018 im Rahmen des
Steuerverbundes folgende Finanzzuweisungen tatsächlich ge-
zahlt sowie an den Bedarfszuweisungsfonds bereitgestellt wor-
den:

EUR

1. Das Istaufkommen des Landes-
anteils an den Steuern vom
Einkommen 10 990 656 382,23.

2. das Istaufkommen des Landesanteils 
an der Körperschaftsteuer 1 009 551 826,54.

3. das Istaufkommen des Landesanteils 
an der Umsatzsteuer 11 342 551 179,59.

4. das Istaufkommen an der
Vermögensteuer 5 930,58.

5. das Istaufkommen an der
Erbschaftsteuer 478 632 437,54.

6. das Istaufkommen an der Lotterie-
steuer, der Rennwett- und einer
sonstigen Sportwettsteuer 183 097 395,06.

7. das Istaufkommen an der
Totalisatorsteuer 175 406,92.

8. das Istaufkommen an der Biersteuer 29 439 472,50.

9. die Isteinnahme des Landes
aus der Spielbankabgabe (ohne
Zusatzleistungen und Troncabgabe) 18 606 536,78.

10. das Istaufkommen aus der Förder-
abgabe nach § 31 BBergG 153 651 559,22.

11. die Isteinnahme des Landes
aus dem Länderfinanzausgleich 839 736 115,91.

12. die Isteinnahme des Landes aus den 
Bundesergänzungszuweisungen 460 872 502,63.

13. die Isteinnahmen des Landes aus 
den Zahlungen des Bundes an das 
Land nach dem Gesetz zur Regelung 
der finanziellen Kompensation
zugunsten der Länder infolge der 
Übertragung der Ertragshoheit der 
Kraftfahrzeugsteuer auf den Bund 896 037 375,20.

Gesamt 26 403 014 120,70.

Steuerverbundeinnahmen gemäß § 1 
Abs. 1 Nr. 1 NFAG 26 403 014 120,70.

Davon 15,5 % gemäß § 1 Abs. 1 NFVG
i. d. F. vom 13. 9. 2007 (Nds. GVBI.
S. 461), zuletzt geändert durch Artikel 3 
des Gesetzes vom 16. 5. 2018
(Nds. GVBl. S. 98), 4 092 467 188,71.

zuzüglich 33 % der Einnahmen aus der 
Grunderwerbsteuer gemäß § 1 Abs. 1
Nr. 2 NFAG 341 586 970,36.

zuzüglich als Ausgleich für Steuer-
ausfälle aufgrund der Kindergeld-
erhöhung ab dem Jahr 2010 13 300 000,00.

zuzüglich ab dem Jahr 2013
für Steuerausfälle aufgrund
des Steuervereinfachungsgesetzes 2011 3 200 000,00.

zuzüglich ab dem Jahr 2018 als Weiter-
leitung des vom Bund an die Kommunen 
geleisteten Entlastungsbeitrags 80 275 000,00.

zuzüglich Nachzahlung aus der Steuer-
verbundabrechnung 2017 gemäß § 1 
Abs. 3 NFAG 104 561 767,26.

abzüglich der Beträge zur anteiligen
Finanzierung der Aufgaben nach § 4 
NFVG, zur Anpassung der Ausgleichs-
leistungen aufgrund bei kommunalen 
Körperschaften entfallender Aufgaben, 
zur anteiligen Finanzierung der Maß-
nahmen nach dem KiföG, zur anteiligen 
Finanzierung der Entlastung von
Ländern und Kommunen im Zusammen-
hang mit der Aufnahme, Unterbringung, 
Versorgung, Gesundheitsversorgung
und Integration von Flüchtlingen ein-
schließlich unbegleiteter minderjähriger
Flüchtlinge sowie zur Verbesserung der 
Kinderbetreuung2) 101 016 625,20.

Gesamtbetrag der Finanzzuweisungen 4 534 374 301,16.

zuzüglich Finanzausgleichsumlage
nach § 16 i. V. m. § 3 Satz 2 NFAG 37 181 720,00.

Gesamtbetrag der Finanzzuweisungen 
einschließlich Finanzausgleichsumlage 4 571 556 021,16.

EUR EUR

a) Zuweisungen für 
Aufgaben des über-
tragenen Wirkungs-
kreises, Schlüssel-
zuweisungen für
Gemeindeaufgaben 
einschließlich
Finanzausgleichs-
umlage und Schlüs-
selzuweisungen für 
Kreisaufgaben 4 409 885 928,00

EUR
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Hierin sind Rundungsdifferenzen in Höhe von 67 578,98 EUR
bereits berücksichtigt, die sich bei der Aufteilung und Berech-
nung der Finanzausgleichsleistungen zwangsläufig ergeben.

Der vorstehende Betrag in Höhe von 92 241 093,16 EUR
wird gemäß § 1 Abs. 3 NFAG der für das Haushaltsjahr 2019
festzusetzenden Zuweisungsmasse hinzugerechnet.

3) Nachrichtlich: EUR
Aus den Mitteln für Bedarfszuweisungen
wurden 2018 verausgabt 56 314 279,73.
Zusätzlich wurden für 2019 verbindlich zugeteilt 42 734 291,37.

An
die Gemeinden, Samtgemeinden, Landkreise, Region Hannover
das Landesamt für Statistik Niedersachsen

— Nds. MBl. Nr. 19/2019 S. 848

H. Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft 
und Verbraucherschutz

Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen
zur Förderung von Maßnahmen

zur Bewältigung der durch Extremwetterereignisse
verursachten Folgen im Wald

Erl. d. ML v. 1. 4. 2019 — 406-64030/1-2.9 —

— VORIS 79100 —

1. Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage
1.1 Das Land Niedersachsen gewährt nach Maßgabe dieser
Richtlinie und der VV/VV-Gk zu § 44 LHO Zuwendungen un-
ter finanzieller Beteiligung des Bundes im Rahmen der Ge-
meinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des
Küstenschutzes“ für Maßnahmen zur Vorbeugung, Abwehr und
Überwachung von Schadorganismen im Wald (Waldschutz).
Ziel und Zweck der Förderung ist die Bewältigung der durch
Extremwetterereignisse verursachten Folgen im Wald.

Bei den nach dieser Richtlinie gewährten Zuwendungen han-
delt es sich um De-minimis-Beihilfen gemäß den Beihilfere-
geln der EU der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der Kommis-
sion vom 18. 12. 2013 über die Anwendung der Artikel 107
und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen
Union auf De-minimis-Beihilfen (ABl. EU Nr. L 352 S. 1). Der
Subventionswert aller De-minimis-Beihilfen, die eine Beihilfe-
empfängerin oder ein Beihilfeempfänger innerhalb von drei
Jahren ab dem Zeitpunkt der ersten De-minimis-Beihilfe erhält,
darf den Gegenwert von 200 000 EUR nicht überschreiten.
1.2 Ein Anspruch auf Gewährung der Zuwendung besteht
nicht, vielmehr entscheidet die Bewilligungsstelle aufgrund
ihres pflichtgemäßen Ermessens im Rahmen der verfügbaren
Haushaltsmittel.

2. Gegenstand der Förderung
2.1 Förderfähig sind
2.1.1 die Bekämpfung von Borkenkäfern durch die Anlage

und Behandlung von Fangholzhaufen,
2.1.1.1 mit Pflanzenschutzmitteln ohne Pheromone,
2.1.1.2 mit Pflanzenschutzmitteln und Pheromonen,

2.1.2 die Polterbehandlung,
2.1.3 die Aufarbeitung, Zerkleinerung und Beseitigung von

bruttauglichem Restholz auf der Schlagfläche, z. B.
durch Mulchen, „Streifen“ (z. B. mehrmaliges Ziehen

durch das Harvesteraggregat), Häckseln oder Verbren-
nen, sodass die Bruttauglichkeit für die Schadinsek-
ten stark herabgesetzt wird,

2.1.4 die Entrindung von Derbholz,
2.1.5 der Einsatz von geschulten Hilfskräften (z. B. „Wald-

läufer“ eines forstwirtschaftlichen Zusammenschlus-
ses — im Folgenden: FWZ —) zum Auffinden und zur
Dokumentation von Borkenkäfer-Befallsherden,

2.1.6 der Transport von Holz auf Lagerplätze außerhalb des
Waldes; der Lagerplatz für das befallene oder befalls-
gefährdete Rundholz muss mindestens 500 m Abstand
zu befallsgefährdeten Waldbeständen haben,

2.1.7 die Anlage von Holzlagerplätzen (Nass- und Trocken-
lagerung) zur Lagerung von Kalamitätshölzern:
— Ausgaben für die Miete oder Pacht (einmalig für

das ersten Jahr) von geeigneten Flächen,
— die Errichtung der Lagerplätze einschließlich einer

Zufahrt,
— Ausgaben für den Kauf von notwendigen und ge-

eigneten Sachmitteln.
2.2 Nicht förderfähig sind
2.2.1 Maßnahmen des regulären Holzeinschlags ohne Befalls-

gefährdung,
2.2.2 der Kauf von Maschinen und Geräten,
2.2.3 Maßnahmen auf Flächen, auf denen die Bewirtschaf-

tung aufgrund rechtlicher Vorschriften dauerhaft un-
tersagt ist, z. B. in Kernzonen von Nationalparken oder
Biosphärenreservaten,

2.2.4 Maßnahmen auf Flächen, die der Zuwendungsemp-
fängerin oder dem Zuwendungsempfänger zum Zweck
des Naturschutzes unentgeltlich übertragen worden sind,

2.2.5 kommunale Pflichtaufgaben.

3. Zuwendungsempfängerinnen und Zuwendungsempfänger
3.1 Zuwendungsberechtigt sind natürliche und juristische
Personen des privaten und öffentlichen Rechts, die forstwirt-
schaftliche Flächen besitzen (z. B. Forstgenossenschaften nach
dem Realverbandsgesetz) sowie anerkannte FWZ und diesen
gleichgestellte Zusammenschlüsse i. S. des Bundeswaldgeset-
zes in der jeweils geltenden Fassung, sofern in dieser Richt-
linie keine abweichenden Regelungen getroffen sind.
3.2 Zuwendungsberechtigt sind FWZ auch als Erstempfän-
ger. Der Erstempfänger hat die Zuwendung im Rahmen der
VV Nr. 12 zu § 44 LHO an die Letztempfängerinnen und Letzt-
empfänger weiterzuleiten. Letztempfängerinnen und Letzt-
empfänger sind die Mitglieder der FWZ.
3.3 Trägerinnen und Träger einer gemeinschaftlichen Maß-
nahme z. B. die Anlage von Holzlagerplätzen (Nummer 2.1.7)
im Körperschafts- oder Privatwald, können sein:
— natürliche Personen, die Wald besitzen,
— kommunale Körperschaften,
— anerkannte FWZ, wenn sie satzungsgemäß dazu befugt sind.
3.4 Von Zuwendungen ausgeschlossen sind
— der Bund, die Länder, die NLF sowie juristische Personen,

deren Kapitalvermögen sich zu mindestens 25 % in den
Händen dieser Institutionen befindet; Maßnahmen auf
Grundstücken im Eigentum der in Halbsatz 1 genannten
Personen sind nicht förderfähig,

— Maßnahmen nach Nummer 2.1.7 von Unternehmen über
deren Vermögen ein Insolvenz-, Vergleichs-, Konkurs-,
Sequestrations- oder ein Gesamtvollstreckungsverfahren
beantragt oder eröffnet worden ist. Dies gilt auch für natür-
liche Personen sowie bei juristischen Personen für den In-
haber der juristischen Person, die eine Vermögensauskunft
nach § 807 ZPO oder § 284 AO abgegeben haben.

4. Zuwendungsvoraussetzungen
4.1 Die Maßnahmen müssen unmittelbar in Zusammenhang
mit der Bewältigung der durch Extremwetterereignisse be-
dingten Schäden und Folgeschäden stehen.

b) Bedarfszuweisungen 
(bereitgestellter
Betrag)3) 69 429 000,00 4 479 314 928,00.

mithin Nach- bzw. Rückzahlung für 2018 92 241 093,16.
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4.2 Die Maßnahmen müssen den Grundsätzen und Zielen
der ordnungsgemäßen Forstwirtschaft gemäß § 11 NWaldLG
in der jeweils geltenden Fassung entsprechen. Zudem sind
insbesondere die Ziele und Erfordernisse der Raumordnung
und Landesplanung, des Natur- und Umweltschutzes (§§ 1
und 2 BNatSchG), der Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom
21. 5. 1992 zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie
der wildlebenden Tiere und Pflanzen (ABl. EG Nr. L 206 S. 7),
zuletzt geändert durch die Richtlinie 2013/17/EU des Rates
vom 13. 5. 2013 (ABl. EU Nr. L 158 S. 193), und der Richtlinie
2009/147/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom
30. 11. 2009 über die Erhaltung der wildlebenden Vogelarten
(ABl. EU 2010 Nr. L 20 S. 7), geändert durch die Richtlinie
2013/17/EU des Rates vom 13. 5. 2013 (ABl. EU Nr. L 158
S. 193), sowie des Tierschutzes (§ 1 des Tierschutzgesetzes) zu
beachten.
4.3 Zuwendungsempfängerinnen oder Zuwendungsemp-
fänger müssen Eigentümerinnen oder Eigentümer der begüns-
tigten Flächen sein oder eine schriftliche Einverständniser-
klärung der oder des Berechtigten vorlegen. Ausgenommen
davon sind FWZ i. S. des Bundeswaldgesetzes.

5. Art und Umfang, Höhe der Zuwendung

5.1 Zuwendungsart
Die Zuwendung wird als nicht rückzahlbarer Zuschuss zur

Projektförderung in Form einer Festbetragsfinanzierung nach
den Nummern 2.1.1 bis 2.1.6 oder als Anteilsfinanzierung
nach Nummer 2.1.7 gewährt.

5.2 Umfang der Zuwendung (Bemessungsgrundlage)
5.2.1 Es sind nur die notwendigen und angemessenen Aus-
gaben und unbaren Eigenleistungen förderfähig, die nach Ab-
zug von Leistungen Dritter, gewährter Rabatte, Skonti und
sonstigen Vergünstigungen sowie Kreditbeschaffungskosten
verbleiben. Die Umsatzsteuer zählt nicht zu den zuwendungs-
fähigen Ausgaben.
5.2.2 Unbezahlte, freiwillige Arbeitsleistungen der Zuwen-
dungsempfängerinnen und Zuwendungsempfänger und deren
Familienangehörigen (unbare Eigenleistung) sind förderfähig
zu 80 % auf Basis von Pauschalen nach den Nummern 2.1.1
bis 2.1.6 oder zu 80 % des angemessenen Aufwandes bei Maß-
nahmen nach Nummer 2.1.7. Als Grundlage sind vergleich-
bare Arbeiten, die sich durch die Vergabe an Unternehmen
oder bei der Durchführung in der NLF ergeben würden, zu
verwenden.
5.2.3 Sachleistungen der Zuwendungsempfängerinnen und
Zuwendungsempfänger sind förderfähig zu 80 % des Markt-
wertes (Maßnahmen nach Nummer 2.1.7). Es sind mindestens
drei Vergleichsangebote vorzulegen.
5.2.4 Ausgaben für die Durchführung einer Trägerschaft
nach Nummer 3.3 sind nicht zuwendungsfähig.
5.2.5 Die Mindestzuwendung (Bagatellgrenze) je Antrag be-
trägt 500 EUR für Maßnahmen nach den Nummern 2.1.1 bis
2.1.6 und 2 500 EUR für Maßnahmen nach Nummer 2.1.7.

5.3 Höhe der Zuwendung
5.3.1 Die Höhe der Zuwendung beträgt 80 % der zuwen-
dungsfähigen Ausgaben.
5.3.2 Bei Maßnahmen nach den Nummern 2.1.1 bis 2.1.6 er-
folgt die Berechnung des Zuschusses auf der Grundlage von
kalkulierten Pauschalen, bei Maßnahmen nach Nummer 2.1.7
aufgrund der nachgewiesenen zuwendungsfähigen Ausgaben.
Ausgaben für geschulte Hilfskräfte nach Nummer 2.1.5 sind
nur dann zuwendungsfähig, soweit sie zusätzlich eingestellt

oder beauftragt sind und ausschließlich für das Auffinden und
Dokumentieren eingesetzt werden.
5.3.3 Nicht in Festmeter (Fm) verkaufte Hölzer werden in
Fm ohne Rinde umgerechnet, für Kurzholz (Raummeter) gilt
der Faktor 0,6.
5.3.4 Die Zuwendung ergibt sich auf Basis der jeweiligen
Pauschale gemäß der Anlage.

6. Sonstige Zuwendungsbestimmungen
Die Zweckbindungsfrist beginnt mit dem Zugang des Fest-

setzungsbescheides und endet mit Ablauf (31. Dezember) des
fünften Jahres für Nasslagerplätze nach Nummer 2.1.7.

Innerhalb der Zweckbindungsfrist sind die geförderten Nass-
lagerplätze nach Nummer 2.1.7 sachgemäß zu unterhalten
und zu pflegen.

7. Anweisung zum Verfahren

7.1 Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung
Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der Zu-

wendung sowie für den Nachweis und die Prüfung der Ver-
wendung und die ggf. erforderliche Aufhebung des Zuwen-
dungsbescheides und die Rückforderung der gewährten Zu-
wendung gelten die VV/VV-Gk zu § 44 soweit nicht in dieser
Richtlinie oder in dem unmittelbar im Inland geltenden Ge-
meinschaftsrecht der EU abweichende Regelungen getroffen
sind. Bei den Fördermaßnahmen gelten bei der Auszahlung
der Zuwendung die verfahrenstechnischen Vorgaben der EU-
Zahlstelle und die Besondere Dienstanweisung in der jeweils
geltenden Fassung. 

Die Zuwendungen dürfen nur soweit und nicht eher ausge-
zahlt werden, als die zuwendungsfähigen Ausgaben und Sach-
leistungen von den Zuwendungsempfängerinnen und Zuwen-
dungsempfängern getätigt oder erbracht, zahlenmäßig nach-
gewiesen und von der Bewilligungsstelle geprüft sind (Ausga-
benerstattungsprinzip).

7.2 Bewilligungsstelle
Bewilligungsstelle ist die Landwirtschaftskammer Nieder-

sachsen, Geschäftsbereich Förderung, Johannssenstraße 10,
30159 Hannover.

7.3 Antragsunterlagen, Vordrucke
Die Bewilligungsstelle kann weitere zur Beurteilung des An-

trags und des Verwendungsnachweises erforderliche Unter-
lagen verlangen.

7.4 Gebündelte Antragstellung
Bei einer gebündelten Antragstellung über den FWZ für

mehrere endbegünstigte Waldbesitzerinnen und Waldbesitzer
sind die Fördervoraussetzungen vor Antragstellung durch den
FWZ zu prüfen. Der FWZ als Erstempfänger bestätigt der Be-
willigungsstelle das Vorliegen der Fördervoraussetzungen. Die
Zuwendung ist durch den FWZ an die Endbegünstigten wei-
terzuleiten. Jede oder jeder Endbegünstigte hat eine eigene De-
minimis-Erklärung mit dem Förderantrag (Sammelantrag) ein-
zureichen und eine eigene De-minimis-Bescheinigung zu er-
halten.

8. Schlussbestimmungen
Dieser Erl. tritt mit Wirkung vom 1. 3. 2019 in Kraft und mit

Ablauf des 31. 12. 2019 außer Kraft.

An die
Landwirtschaftskammer Niedersachsen

— Nds. MBl. Nr. 19/2019 S. 849
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Anlage
zu Nummer 5.3.4

*) Aus dem befallenen oder befallsgefährdeten Schadholz aufgearbeitetes Rundholz (nutzbare Sortimente von Säge-, Industrie- oder Brennholz).

Amt für regionale Landesentwicklung Lüneburg

Anerkennung der „Birgit Kießel-Hescher-Stiftung“

Bek. d. ArL Lüneburg v. 24. 4. 2019
— ArL LG 06-11741/533 —

Mit Schreiben vom 24. 4. 2019 hat das ArL Lüneburg als
zuständige Stiftungsbehörde gemäß § 3 NStiftG aufgrund des
Stiftungsgeschäfts vom 5. 3. 2019 und der diesem beigefügten
Stiftungssatzung die „Birgit Kießel-Hescher Stiftung“ mit Sitz
in Celle gemäß § 80 BGB als rechtsfähig anerkannt.

Zweck der Stiftung ist die Förderung des öffentlichen Ge-
sundheitswesens durch die humanitäre Unterstützung von er-
krankten und versehrten Menschen, deren medizinische Ver-
sorgung oder medikamentöse Behandlung durch die Eigen-
vorsorge nur unzureichend oder gar nicht sichergestellt ist
und die nach § 53 AO als hilfsbedürftig anzusehen sind. Da-
bei sollen auch Menschen in Kambodscha oder Projekte von
„Ärzte ohne Grenzen“ in Kambodscha unterstützt werden.

Die Anschrift der Stiftung lautet:
Birgit Kießel-Hescher-Stiftung
Osterbruchweg 14
29227 Celle.
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Lfd. 
Nr.

Fördermaßnahme Bezugsbasis Förderfähige Pauschale Auszahlbarer Betrag

1 Anlage und Behandlung von Fangholz-
haufen inklusive Pflanzenschutzmittel 
ohne Pheromone nach Nummer 2.1.1.1

Anzahl 28 EUR/Stück 22,40 EUR/Stück

2 Anlage und Behandlung von Fangholz-
haufen inklusive Pflanzenschutzmittel
und Pheromone nach Nummer 2.1.1.2

Anzahl 38 EUR/Stück 30,40 EUR/Stück

3 Polterbehandlung nach Nummer 2.1.2 behandelte Menge
Rundholz*)

2,50 EUR/Fm 2,00 EUR/Stück

4 Beseitigung von bruttauglichem
Restholz auf der Schlagfläche
nach Nummer 2.1.3

aufgearbeitete Menge
Rundholz*)

6 EUR/Fm 4,80 EUR/Fm

5 Entrindung von Derbholz
nach Nummer 2.1.4

entrindete Menge
Rundholz*)

6 EUR/Fm 4,80 EUR/Fm

6 Geschulte Hilfskräfte für Borkenkäfer-
Monitoring nach Nummer 2.1.5

Stunden-Leistung

Hektar-Leistung

bis zu 14 EUR/Stunde

bis zu 10 EUR/ha

bis zu 11,20 EUR/Stunde

bis zu 8,00 EUR/ha

7 Holztransport zum Lagerplatz
nach Nummer 2.1.6
bis 20 km
über 20 km

transportierte Menge
Rundholz

5 EUR/Fm
7 EUR/Fm

4,00 EUR/Fm
5,60 EUR/Fm

8 Anlage von Trocken- und Nasslager-
plätzen nach Nummer 2.1.7

Anteilsfinanzierung bis zu 80 % der nachgewiesenen Ausgaben
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Niedersächsische Landesbehörde
für Straßenbau und Verkehr

Feststellung gemäß § 5 Abs. 1 UVPG;
Verlegung der Einfahrrampe der Anschlussstelle Handorf
an der Bundesautobahn 39 zwischen der Anschlussstelle

Lüneburg Nord und der Anschlussstelle Handorf
an der Richtungsfahrbahn Lüneburg,

Samtgemeinde Bardowick, Landkreis Lüneburg

Bek. d. NLStBV v. 6. 5. 2019
— P251-31027-3-21 —

Die NLStBV — Geschäftsbereich Lüneburg — hat bei der
NLStBV — Stabsstelle Planfeststellung — im Rahmen eines
Anzeigeverfahrens die Durchführung eines Planrechtsverfah-
rens für das Vorhaben „Verlegung der Einfahrrampe der An-
schlussstelle Handorf an der Bundesautobahn 39 zwischen
der Anschlussstelle Lüneburg Nord und der Anschlussstelle
Handorf an der Richtungsfahrbahn Lüneburg, Samtgemeinde
Bardowick, Landkreis Lüneburg“ beantragt.

Im Rahmen der Entscheidung über diesen Antrag ist gemäß
den §§ 5 und 9 UVPG durch eine allgemeine Vorprüfung des
Einzelfalles zu ermitteln, ob für das beantragte Vorhaben die
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung erforder-
lich ist. Diese Vorprüfung anhand der entscheidungserhebli-
chen Unterlagen hat ergeben, dass eine Umweltverträglich-
keitsprüfung für das o. g. Vorhaben nicht erforderlich ist, da
bei Beachtung der von der Vorhabenträgerin vorgesehenen
Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen erhebliche nach-
teilige Auswirkungen auf die Umwelt nicht zu erwarten sind.

Diese Feststellung wird hiermit bekannt gemacht und ist
nach § 5 Abs. 3 Satz 1 UVPG nicht selbständig anfechtbar.
Ihre Begründung nach § 5 Abs. 2 UVPG kann im Internet un-
ter http://www.umwelt.niedersachsen.de und dort über den
Pfad „Service w Umweltinformationssysteme w UVP-Portal
w https://uvp.niedersachsen.de/portal w Verkehrsvorhaben
w UVP-Vorprüfungsergebnis, BAB A 39 Verlegung der AS
Handorf“ eingesehen werden.
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Niedersächsischer Landesbetrieb 
für Wasserwirtschaft, Küsten- und Naturschutz

Feststellung gemäß § 5 UVPG;
Neubau des Deichverteidigungsweges
des linken Schutzdeiches der Ilmenau

zwischen der Brücke des Rottdorfer Weges
und der Einmündung der Roddau in die Ilmenau,

Gemeinde Winsen (Luhe), Landkreis Harburg

Bek. d. NLWKN v. 12. 4. 2019
— VI L-62211-151-004 —

Der Artlenburger Deichverband beabsichtigt, den stark sa-
nierungsbedürftigen rd. 750 m langen Deichverteidigungsweg
des linken Schutzdeiches der Ilmenau zwischen der Brücke
des Rottdorfer Weges und der Einmündung der Roddau in die
Ilmenau neu zu bauen. Da der Weg nur auf Geländehöhe liegt,
bietet es sich an, den Deichverteidigungsweg entsprechend
den allgemein anerkannten Regeln der Technik mindestens
0,5 m über Gelände anzulegen.

Der Artlenburger Deichverband hat als Träger der Maßnah-
me mit Schreiben vom 10. 4. 2019 gemäß § 5 Abs. 1 UVPG
i. d. F. vom 24. 2. 2010 (BGBl. I S. 94), zuletzt geändert durch
Artikel 2 des Gesetzes vom 8. 9. 2017 (BGBl. I S. 3370), die all-
gemeine Vorprüfung zur Feststellung der UVP-Pflicht bean-
tragt.

Die beabsichtigte Baumaßnahme dient der Erhaltung der
Deichsicherheit. Derartige Baumaßnahmen unterliegen als
„Bauten des Küstenschutzes“ nach § 7 Abs. 1 i. V. m. Num-
mer 13.16 der Anlage 1 UVPG der allgemeinen Vorprüfung
des Einzelfalles. 

Der NLWKN hat als zuständige Behörde nach überschlägi-
ger Prüfung gemäß § 5 Abs. 1 und § 7 Abs. 1 UVPG unter Be-
rücksichtigung der in Anlage 3 UVPG aufgeführten Kriterien
unter Beteiligung der zuständigen Naturschutzbehörde des
Landkreises Harburg festgestellt, dass eine Verpflichtung zur
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nicht be-
steht.

Diese Feststellung wird hiermit gemäß § 5 Abs. 2 UVPG be-
kannt gegeben. Die Begründung nach § 5 Abs. 2 UVPG ist im
zentralen UVP-Portal des Landes Niedersachsens unter http://
www.umwelt.niedersachsen.de und dort über den Pfad „Service
w Umweltinformationssysteme w UVP-Portal w https://uvp.
niedersachsen.de/portal w UVP-Kategorien w Wasserwirt-
schaftliche Vorhaben w Verfahrenstypen w Negative Vorprü-
fungen w Neubau des Deichverteidigungsweges des linken
Schutzdeiches der Ilmenau zwischen der Brücke des Rottdor-
fer Weges und der Einmündung der Roddau in die Ilmenau,
Gemeinde Winsen, Landkreis Harburg“ einsehbar. 

Die Feststellung ist nach § 5 Abs. 3 Satz 1 UVPG nicht selb-
ständig anfechtbar.
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Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Braunschweig

Feststellung gemäß § 5 UVPG
(Glupe Bioenergie GmbH & Co. KG, Wittingen)

Bek. d. GAA Braunschweig v. 29. 4. 2019
— BS 18-102 —

Die Firma Glupe Bioenergie GmbH & Co. KG, Schneflingen 8,
29378 Wittingen, hat mit Antrag vom 9. 7. 2018 die Erteilung
einer Änderungsgenehmigung gemäß den §§ 4 und 19 BImSchG
für die Errichtung und den Betrieb eines zweiten BHKW (sog.
Flex-BHKW) am Standort der Satelliten-BHKW-Anlage Schnef-
lingen 8, Gemarkung Wittingen, Flur 2, Flurstück 150/17, be-
antragt.

Das zweite BHKW hat eine Feuerungswärmeleistung von
0,589 MW. Dadurch erhöht sich die Gesamtfeuerungswär-
meleistung der Satelliten-BHKW-Anlage von 0,494 MW auf
1,083 MW.

Die in dem beantragten Vorhaben zu ändernde Anlage fällt
gemäß Nummer 1.2.2.2 der Anlage 1 UVPG grundsätzlich un-
ter die Pflicht zur Durchführung einer standortbezogenen Vor-
prüfung. Im Rahmen dieses Genehmigungsverfahrens ist des-
halb gemäß den §§ 6 bis 14 UVPG durch eine Vorprüfung des
Einzelfalles zu ermitteln, ob für das beantragte Vorhaben die
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) er-
forderlich ist.

Bei einer genehmigungsbedürftigen Anlage, die in Anlage 1
UVPG genannt ist, ergibt sich das Erfordernis zur Durchfüh-
rung einer UVP dann, wenn im Rahmen einer Vorprüfung des
Einzelfalles unter Berücksichtigung der Anlage 3 UVPG ermit-
telt wurde, dass das Vorhaben erhebliche nachteilige Umwelt-
auswirkungen haben kann.

Als Ergebnis der standortbezogenen Vorprüfung des Einzel-
falles kann festgestellt werden, dass auf der Grundlage der An-
lage 3 UVPG keine Umstände erkennbar waren, die Anlass zur
Durchführung einer UVP geben könnten. Die Durchführung
einer UVP war daher nicht erforderlich.

Diese Feststellung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.
Sie ist nicht selbständig anfechtbar.
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Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Hannover

Feststellung gemäß § 5 UVPG
(Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover)

Bek. d. GAA Hannover v. 6. 5. 2019
— H 029186562/H 18-185 —

Die Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover, Wel-
fengarten 1, 30167 Hannover, hat mit Schreiben vom 6. 12.
2018 die Erteilung einer Genehmigung gemäß § 4 i. V. m. § 19
BImSchG in der derzeit geltenden Fassung für die Errichtung
und den Betrieb einer Verbrennungsmotoranlage am Standort
in 30823 Garbsen, An der Universität 1, Gemarkung Garbsen,
Flur 11, Flurstücke 12/6 und 10/1, beantragt.

Gegenstand der beantragten Genehmigung sind u. a. die
Errichtung und der Betrieb einer Verbrennungsmotoran-
lage, hier ein BHKW, mit einer Feuerungswärmeleistung von
1,09 MW.

Im Rahmen dieses Genehmigungsverfahrens ist gemäß den
§§ 6 bis 14 i. V. m. Nummer 1.2.3.2 der Anlage 1 UVPG in der
derzeit geltenden Fassung durch eine Vorprüfung des Einzel-
falles zu ermitteln, ob für das beantragte Vorhaben die Pflicht
zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung be-
steht.

Die standortbezogene Vorprüfung hat ergeben, dass eine
Umweltverträglichkeitsprüfung in diesem Verfahren nicht er-
forderlich ist, da keine besonderen örtlichen Gegebenheiten
vorliegen.

Für die Schutzgüter Pflanzen/Tiere, Wasser, Klima/Luft und
Landschaftsbild sind unter Berücksichtigung der Vermeidungs-
und Verringerungsmaßnahmen keine erheblichen Beeinträch-
tigungen zu erwarten. Eine Betroffenheit von Schutzgütern
oder Schutzgebieten ist nicht ersichtlich.

Diese Feststellung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.
Sie ist nicht selbständig anfechtbar. 
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Feststellung gemäß § 5 UVPG
(Lübbert & Wiese Naturenergie GbR,

Neustadt am Rübenberge)

Bek. d. GAA Hannover v. 22. 5. 2019
— H 000092294-118 —

Die Lübbert & Wiese Naturenergie GbR, Notbrunnenstraße 20,
31535 Neustadt am Rübenberge, hat mit Schreiben vom 29. 3.
2019 die Erteilung einer Genehmigung gemäß § 16 Abs. 1
BImSchG in der derzeit geltenden Fassung zur wesentlichen
Änderung einer bestehenden Satelliten-Blockheizkraft-Anlage
am Standort 31535 Neustadt am Rübenberge, Gemarkung Welze,
Flur 1, Flurstück 170/5, beantragt.

Die wesentliche Änderung beinhaltet u. a. die Installation
eines weiteren BHKW mit einer Feuerungswärmeleistung von
1,013 MW sowie die Errichtung eines Ölabfüllplatzes.

Im Rahmen dieses Genehmigungsverfahrens ist gemäß § 5
i. V. m. Nummer 1.2.2.2 der Anlage 1 UVPG in der derzeit gel-
tenden Fassung durch eine Vorprüfung des Einzelfalles zu er-
mitteln, ob für das beantragte Vorhaben die Durchführung
einer Umweltverträglichkeitsprüfung erforderlich ist.

Die Vorprüfung hat ergeben, dass eine Umweltverträglich-
keitsprüfung in diesem Verfahren nicht erforderlich ist, da
keine erheblichen Umweltauswirkungen zu erwarten sind.

Diese Feststellung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.
Sie ist nicht selbständig anfechtbar.
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Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Lüneburg

Genehmigungsverfahren nach dem BImSchG;
Öffentliche Bekanntmachung

(Wabco Testbahn GmbH, Wietze)

Bek. d. GAA Lüneburg v. 25. 4. 2019
— 4.1 LG 18-062 —

Das GAA Lüneburg hat der Firma Wabco Testbahn GmbH,
Contistraße 1, 29323 Wietze, mit der Entscheidung vom 24. 4.
2019 eine Änderungsgenehmigung gemäß § 16 Abs. 1 und
§ 10 BImSchG erteilt.

Gegenstand des Verfahrens war die Erweiterung der Test-
strecke.

Der Bescheid enthält Nebenbestimmungen, um die Erfüllung
der Genehmigungsvoraussetzungen des § 6 BImSchG sicher-
zustellen.

Der vollständige Bescheid und die genehmigten Antragsun-
terlagen können in der Zeit vom 16. 5. bis einschließlich
31. 5. 2019 bei folgenden Stellen eingesehen werden:
— Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Lüneburg, Auf der Hude 2,

21339 Lüneburg, Zimmer 0.122,
montags bis freitags
in der Zeit von 8.30 bis 16.00 Uhr;

— Gemeinde Wietze, Steinförder Straße 4, 29323 Wietze,
Zimmer 21,
montags, mittwochs und freitags
in der Zeit von 8.30 bis 12.00 Uhr,

dienstags in der Zeit von 8.30 bis 12.00 Uhr und
14.00 bis 16.00 Uhr,

donnerstags in der Zeit von 8.30 bis 12.00 Uhr und
14.00 bis 18.00 Uhr,

Termine auch nach Vereinbarung.

Diese Bek. und der vollständige Genehmigungsbescheid sind
auch im Internet unter http://www.gewerbeaufsicht.nieder-
sachsen.de und dort über den Pfad „Bekanntmachungen w
Lüneburg — Celle — Cuxhaven“ sowie gemäß § 20 UVPG un-
ter http://www.umwelt.niedersachsen.de und dort über den
Pfad „Service w Umweltinformationssysteme w UVP-Portal
w https://uvp.niedersachsen.de/portal w UVP-Kategorien w
Sonstige Industrieanlagen w Genehmigungsverfahren WABCO
Testbahn“ einsehbar.

Nach der öffentlichen Bekanntmachung kann der Bescheid
einschließlich Begründung bis zum Ablauf der Widerspruchs-
frist von den Personen, die Einwendungen erhoben haben,
beim Staatlichen Gewerbeaufsichtsamt Lüneburg, Auf der
Hude 2, 21339 Lüneburg, schriftlich oder elektronisch ange-
fordert werden.
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Gemäß § 10 Abs. 7 und 8 BImSchG i. V. m. § 21 a der
9. BImSchV werden der verfügende Teil des Bescheides und
die Rechtsbehelfsbelehrung als Anlage öffentlich bekannt ge-
macht.

Es wird darauf hingewiesen, dass der Bescheid mit dem
Ende der Auslegungsfrist auch gegenüber Dritten, die keine
Einwendungen erhoben haben, als zugestellt gilt.
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Anlage

I. Tenor
Der Firma Wabco Testbahn GmbH, Contistr. 1, 29323 Wietze,

wird aufgrund ihres Antrages vom 1. 10. 2018, am 2. 10. 2018
beim Staatlichen Gewerbeaufsichtsamt Lüneburg (Genehmi-
gungsbehörde) eingegangen, die Genehmigung zur wesentli-
chen Änderung ihrer Testbahn erteilt.

Gegenstand der Genehmigung:
Dieser Bescheid zur Erweiterung der Teststrecke erstreckt sich
auf die folgenden wesentlichen Maßnahmen:
— Lkw-Teststrecke als Oval, Länge ca. 3,37 km,
— Zu- und Abfahrten zum Oval, Läge zusammen ca. 1,97 km,
— Lkw-Parkplatz, Fläche ca. 12 200 m²,
— Wall 3—4 m Höhe, Länge ca. 1 065 m,
— Testverladerampe,
— Wartungsweg innerhalb des Zauns, Länge ca. 4,22 km,
— Betriebshoferweiterung, Fläche 1 325 m²,
— Verlegung Contistraße, Länge ca. 700 m,
— Wendekreis Buchholzer Kirchweg,
— Lagerhalle, Grundfläche ca. 1 142 m²,
— Kompensationsmaßnahmen nach Naturschutz- und Wald-

recht.

Standort der Anlage ist:
Ort: 29323 Wietze
Straße: Contistr. 1
Gemarkung: Jeversen
Fluren: 5, 6
Flurstücke: 52/5, 54/1, 56, 54/2, 24/2, 56/2, 52/6, 3/5, 3/7,

4/2, 4/3, 4/1, 5/3, 57/2, 27/4, 29/3, 56/5, 54/7,
54/6, 52/9.

Die im Formular „Inhaltsverzeichnis“ im Einzelnen aufge-
führten Antragsunterlagen sind Bestandteil dieses Genehmi-
gungsbescheides und liegen diesem zugrunde.

Konzentrationswirkung:
Diese Genehmigung schließt folgende Entscheidungen mit
ein:
— Baugenehmigung,
— Befreiung vom Verbot der Verordnung über Schutzbestim-

mungen in Wasserschutzgebieten (SchuVO) i. V. m. § 52
Abs. 1 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) für die Rodung von
13,0276 ha Waldfläche,

— Ausnahmegenehmigung für die Zeit der Ausführung der
Baumarbeiten gemäß Nr. 50 der Anlage 2 zu § 2 Abs. 4
Verordnung zur Festsetzung des Wasserschutzgebietes
Fuhrberger Feld in den Landkreisen Hannover, Celle und
Soltau-Fallingbostel, vom 1. 2. 1996,

— waldrechtliche Genehmigungen (Umwandlung und Erst-
aufforstung).

Im Übrigen ergeht diese Genehmigung unbeschadet der be-
hördlichen Entscheidungen, die nach § 13 BImSchG nicht
von der Genehmigung eingeschlossen werden.

Kostenentscheidung:
Die Kosten dieses Verfahrens trägt die Antragstellerin.

V. Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Entscheidung kann innerhalb eines Monats

nach Bekanntgabe Widerspruch beim Staatlichen Gewerbe-
aufsichtsamt Lüneburg, Auf der Hude 2, 21339 Lüneburg,
eingelegt werden.

Genehmigungsverfahren nach dem BImSchG;
Öffentliche Bekanntmachung

(Biogas Ahe GmbH & Co. KG, Beverstedt)

Bek. d. GAA Lüneburg v. 30. 4. 2019
— LG 18-024 —

Die Firma Biogas Ahe GmbH & Co. KG, Aher Weg 48, 27616
Beverstedt, hat die Erteilung einer Genehmigung zur wesent-
lichen Änderung einer Biogasanlage auf dem Grundstück in
27616 Beverstedt, Gemarkung Ahe, Flur 2, Flurstück 69/6, be-
antragt.

Gegenstand der Änderung sind die Erhöhung der Durchsatz-
kapazität von 98 t/d auf 155 t/d und die Errichtung eines Gär-
restlagers, eines Lagerbehälters für Niederschlagswasser und
zweier Pufferspeicher zur Speicherung von Wärme.

Mit der Errichtung und dem Betrieb der Anlage soll unmit-
telbar nach Vorlage der Genehmigung und Abschluss der Er-
richtungsarbeiten begonnen werden.

Die wesentliche Änderung der beantragten Anlage bedarf
der Genehmigung gemäß § 16 BImSchG i. V. m. § 1 sowie
Nummer 8.6.3.1 des Anhangs 1 der 4. BImSchV. Es handelt
sich dabei um eine Anlage gemäß Artikel 10 der Richtlinie
2010/75/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom
24. 11. 2010 über Industrieemissionen (integrierte Vermeidung
und Verminderung der Umweltverschmutzung) — sog. Indus-
trieemissions-Richtlinie — (ABl. EU Nr. L 334 S. 17; 2012
Nr. L 158 S. 25). Ein maßgebliches BVT-Merkblatt mit Schluss-
folgerungen existiert für diese Anlagenart derzeit noch nicht.

Gemäß Nummer 8.1 der Anlage ZustVO-Umwelt-Arbeits-
schutz ist das GAA Lüneburg die zuständige Genehmigungs-
behörde.

Das geplante Vorhaben wird hiermit gemäß § 10 Abs. 3
BImSchG öffentlich bekannt gemacht.

Im Rahmen dieses Genehmigungsverfahrens war gemäß § 9
i. V. m. Nummer 8.4.2.1 der Anlage 1 UVPG in der derzeit gel-
tenden Fassung durch eine Vorprüfung des Einzelfalles zu er-
mitteln, ob für das beantragte Vorhaben die Durchführung
einer Umweltverträglichkeitsprüfung erforderlich ist. Die Vor-
prüfung hat ergeben, dass eine Umweltverträglichkeitsprü-
fung für das o. g. Vorhaben nicht erforderlich ist, weil das
Vorhaben keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkun-
gen gemäß § 7 Abs. 1 UVPG haben kann. Durch das o. g. Bau-
vorhaben sind auf dem Baugrundstück keine geschützten
Biotope gemäß § 22 NAGBNatSchG, keine Schutzgebiete ge-
mäß den §§ 23 bis 30 BNatSchG, keine Fauna-Flora-Habitat-
oder Vogelschutzgebiete und keine sonstigen geschützten Tei-
le von Natur und Landschaft i. S. des Kapitels 4 BNatSchG be-
troffen.

Auch innerhalb des prognostizierten Einwirkungsbereichs
der Anlage befinden sich keine der o. g. Objekte und Gebiete
im Hinblick auf eutrophierende Luftschadstoffe.

Das Vorhaben befindet sich im Geltungsbereich des rechts-
verbindlichen, für diese Anlage erlassenen Bebauungsplans mit
der Ausweisung Sondergebiet (Bioenergie). Die Errichtung der
neuen Lagerbehälter ist auf dem erschlossenen Betriebsge-
lände geplant. Es findet somit ein Flächenverbrauch in nur ge-
ringem Maß statt. Die zulässigen Immissionswerte werden
durch die Änderung nicht überschritten, Vorkehrungen zur
Verhinderung von Störfällen werden von der Betreiberin ge-
troffen. Wasser, Boden, Tiere, Pflanzen und die biologische
Vielfalt werden nicht erheblich beeinflusst, anfallende Abfälle
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werden ordnungsgemäß entsorgt. Unter Berücksichtigung der
in den Antragsunterlagen beschriebenen Vermeidungs- und
Minderungsmaßnahmen ist offensichtlich auszuschließen, dass
das Vorhaben im Hinblick auf die genannten Schutzgüter er-
hebliche nachteilige Umweltauswirkungen haben kann. Es wird
darauf aufmerksam gemacht, dass diese Feststellung nicht
selbständig angefochten werden kann.

Der Antrag auf Erteilung der Genehmigung und die An-
tragsunterlagen nach § 4 der 9. BImSchV liegen vom 22. 5. bis
zum 21. 6. 2019 bei den folgenden Stellen zu den angegebe-
nen Zeiten zur Einsichtnahme öffentlich aus:

— Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Lüneburg, Zimmer 0.133,
Auf der Hude 2, 21339 Lüneburg,

montags bis donnerstags
in der Zeit von 8.00 bis 12.00 Uhr und

13.00 bis 15.30 Uhr,
freitags in der Zeit von 8.00 bis 12.00 Uhr;

— Gemeinde Beverstedt, Rathaus, Zimmer 120, Schulstraße 2,
27616 Beverstedt,

montags und freitags
in der Zeit von 8.30 bis 12.00 Uhr,
dienstags in der Zeit von 7.30 bis 15.00 Uhr,
donnerstags in der Zeit von 8.30 bis 12.00 Uhr und

15.00 bis 18.30 Uhr,
sowie nach Vereinbarung.

Diese Bek. ist auch im Internet unter http://www.gewerbe-
aufsicht.niedersachsen.de und dort über den Pfad „Bekannt-
machungen w Lüneburg — Celle — Cuxhaven“ einsehbar.

Etwaige Einwendungen gegen das Vorhaben sind während
der Einwendungsfrist, diese beginnt am 22. 5. 2019 und endet
mit Ablauf des 22. 7. 2019, schriftlich bei den genannten Aus-
legungsstellen geltend zu machen.

Mit Ablauf dieser Frist sind für das Genehmigungsverfah-
ren alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf beson-
deren privatrechtlichen Titeln beruhen (§ 10 Abs. 3 Satz 5
BImSchG).

Gemäß § 12 Abs. 2 der 9. BImSchV sind die Einwendungen
der Antragstellerin und, soweit sie deren Aufgabenbereich be-

rühren, den nach § 11 der 9. BImSchV beteiligten Behörden
bekannt zu geben. Es wird darauf hingewiesen, dass auf Ver-
langen der Einwenderin oder des Einwenders deren oder des-
sen Name und Anschrift vor der Bekanntgabe unkenntlich
gemacht werden sollen, wenn diese zur ordnungsgemäßen
Durchführung des Genehmigungsverfahrens nicht erforder-
lich sind.

Nach Ablauf der Einwendungsfrist entscheidet die Geneh-
migungsbehörde nach Ermessen, ob ein Erörterungstermin
durchgeführt wird.

Findet der Erörterungstermin statt, werden die form- und
fristgerecht erhobenen Einwendungen anlässlich dieses Ter-
mins am

Dienstag, dem 17. 9. 2019, ab 10.00 Uhr
im Landgasthof Oerding,

Kirchwistedter Hauptstraße 11,
27616 Beverstedt,

erörtert. Sollte die Erörterung am 17. 9. 2019 nicht abge-
schlossen werden können, wird sie an den darauffolgenden
Werktagen (ohne Samstag) zur gleichen Zeit am selben Ort
fortgesetzt.

Der Erörterungstermin dient dazu, die rechtzeitig erhobe-
nen Einwendungen zu erörtern, soweit dies für die Prüfung
der Genehmigungsvoraussetzungen nach dem BImSchG von
Bedeutung sein kann. Er soll denjenigen, die Einwendungen
erhoben haben, Gelegenheit geben, ihre Einwendungen zu er-
läutern. Die Einwendungen werden auch dann erörtert, wenn
die Antragstellerin oder die Personen, die Einwendungen er-
hoben haben, zu diesem Erörterungstermin nicht erscheinen.

Einwendungen, die auf besonderen privatrechtlichen Titeln
beruhen, werden im Erörterungstermin nicht behandelt.

Findet ein Erörterungstermin nicht statt, so wird dies geson-
dert öffentlich bekannt gemacht.

Es wird darauf hingewiesen, dass die Entscheidung gemäß
§ 10 Abs. 7 und 8 BImSchG und § 21 a der 9. BImSchV öffent-
lich bekannt gemacht wird und die öffentliche Bekanntma-
chung die Zustellung der Entscheidung ersetzen kann.
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Rechtsprechung

Bundesverfassungsgericht

L e i t s ä t z e
zum Beschluss des Ersten Senats vom 26. 3. 2019

— 1 BvR 673/17 —

1. Der Ausschluss der Stiefkindadoption allein in nichtehe-
lichen Familien verstößt gegen das allgemeine Gleichbe-
handlungsgebot.

2. Gegen die Stiefkindadoption vorgebrachte allgemeine Be-
denken rechtfertigen nicht, sie nur in nichtehelichen Fami-
lien auszuschließen.

3. Es ist ein legitimes gesetzliches Ziel, eine Stiefkindadop-
tion nur dann zuzulassen, wenn die Beziehung zwischen
Elternteil und Stiefelternteil Bestand verspricht (vgl. auch
Art. 7 Abs. 2 Satz 2 des Europäischen Übereinkommens
vom 27. 11. 2008 über die Adoption von Kindern (revi-
diert), BGBl. II 2015 S. 2 v6w).

4. Der Gesetzgeber darf im Adoptionsrecht die Ehelichkeit
der Elternbeziehung als positiven Stabilitätsindikator ver-

wenden. Der Ausschluss der Adoption von Stiefkindern in
allen nichtehelichen Familien ist hingegen nicht zu recht-
fertigen. Der Schutz des Stiefkindes vor einer nachteiligen
Adoption lässt sich auf andere Weise hinreichend wirksam
sichern.

5. Auch jenseits der Regelung von Vorgängen der Massenver-
waltung kommen gesetzliche Typisierungen in Betracht,
etwa wenn eine Regelung über ungewisse Umstände oder
Geschehnisse zu treffen ist, die sich selbst bei detaillierter
Einzelfallbetrachtung nicht mit Sicherheit bestimmen las-
sen. Die damit verbundene Ungleichbehandlung ist jedoch
nur unter bestimmten Voraussetzungen verfassungsrecht-
lich zu rechtfertigen.
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Stellenausschreibung

Die Stadt Northeim bietet zum nächstmöglichen Zeitpunkt die
Stelle der 

Leitung des Geschäftsbereichs Bau und Stadtentwicklung

zur unbefristeten Besetzung an.
Bitte richten Sie Ihre Bewerbung mit den üblichen Anlagen bis spä-

testens zum 7. 6. 2019 an die Stadt Northeim, Abteilung 1.2, Scharn-
horstplatz 1, 37154 Northeim.

Den detaillierten Ausschreibungstext und weitere Informationen er-
halten Sie im Internet unter https://www.northeim.de/rat-verwaltung/
stellenausschreibungen.html.
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	Feststellung gemäß § 5 UVPG (Lübbert & Wiese Naturenergie GbR, Neustadt am Rübenberge)
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